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Am 3. April hat der EuGH eine Entscheidung in der Sache Rüffert verkündet. Dabei hat 
er erklärt, dass die  Tariftreueklauseln des niedersächsischen Vergaberechts gegen 
Europarecht verstoßen. Sie besagen, dass Unternehmen, die öffentliche Aufträge 
ausführen, sich verpflichten müssen nach Tarif zu zahlen. Mit dem Urteil stehen nun 
auch etliche vergleichbare Normen in den Vergaberechten der Bundesländer in Frage. 
Das Urteil enthält grundlegende Aussagen über die Auslegung der Richtlinie 96/71/EG 
über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von 
Dienstleitungen (Entsenderichtlinie) und der Dienstleitungsfreiheit. Die Entscheidung 
wurde deshalb auch in anderen Staaten mit Spannung erwartet.  
 
In dem Fall ging es um ein Bauunternehmen, dass zur Zahlung einer Vertragsstrafe 
verurteilt wurde, weil sein polnischer Subunternehmer seinen auf der Baustelle 
eingesetzten 53 Arbeitnehmern nur 46,57 % des vorgesehenen Mindestlohns gezahlt 
hatte. Zu entscheiden war nur, ob dieser verpflichtet werden durfte für die Zeit des 
Einsatzes seinen Arbeitnehmern die im entsprechenden Tarifvertrag für das 
Baugewerbe vorgesehenen Entgelte zu zahlen. Diese gehen über die Entgelte des im 
Arbeitnehmerentsendegesetz genannten allgemeinverbindlichen Tarifvertrags für das 
Baugewerbe hinaus. Der EuGH befand, dass die eine Verletzung der Entsenderichtlinie 
darstelle. 
 
Springender Punkt war die Aufzählung in Art.3 Abs.1 Uabs.1 Entsenderichtlinie. Diese 
zählt Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen auf, die Mitgliedstaaten auf in ihr 
Hoheitsgebiet entsandte Arbeitnehmer anwenden können. Sie wurden bisher als 
Mindeststandards verstanden, über die die Mitgliedsstaaten hinausgehen dürfen. 
Bereits in der Laval-Entscheidung (C-341/05) hatte der EuGH die Aufzählung als 
abschließend ausgelegt. Er betrachtet den Standard der Richtlinie als Maximum. 
Weitergehende Vorschriften sind nach dieser Interpretation nur in den von der 
Richtlinie vorgesehenen Ausnahmefällen möglich. Diese Sichtweise hat er nun in der 
vorliegenden Entscheidung verfestigt. Die Tariftreuklausel gehe über den von der 
Entsenderichtlinie vorgesehenen Schutz hinaus. Diese sieht in Art.3 Abs.1 Uabs.1 in 
Bezug auf Löhne lediglich Mindestlohnsätze vor, die durch Rechtsvorschriften oder für 
allgemeingültig erklärte Tarifverträge festgelegt sind. 
 
In der Entscheidung findet sich (wie schon in Laval) nur eine echter Satz der 
Begründung, warum eine abschließende Aufzählung vorliegen soll (Rn.33 S.3): 
„Zudem liefe eine derartige Auslegung darauf hinaus, der genannten Richtlinie ihre 
praktische Wirksamkeit zu nehmen (Urteil Laval un Partneri, Randnr. 80).“ Der EuGH 
geht über den Wortlaut der Richtlinie und den Willen des Gesetzgebers hinweg ohne 
sie auch nur anzusprechen. Beide sprechen nicht für die Auslegung des EuGH. Er sagt 
ebenfalls nicht, was die praktische Wirksamkeit der Richtlinie sein soll. Es ist jedoch 
klar, dass er nur die größtmögliche Durchsetzung der Dienstleistungsfreiheit meinen 
kann. Offensichtlich würde nach seiner Ansicht die Richtlinie keine praktische 
Wirksamkeit zukommen, wenn sie lediglich die Rechte der entsandten Arbeitnehmer 
stärken würde und Sozialdumping verhindern solle. Dies ist jedoch gerade der 
Gedanke des 5. Erwägungsgrundes der Entsenderichtlinie. Es scheint, der EuGH folge 
einer Auslegungsregel: Richtlinien sollen stets in einer Weise ausgelegt werden, die 
zur größtmöglichen Durchsetzung der Grundfreiheiten führt. Dies ist bei der 
Rechtsetzung zu beachten. 
 
Der EuGH diskutiert jedoch auch die Frage, ob durch die Tariftreueklauseln auch die 
Dienstleistungsfreiheit verletzt sei, ohne sich festzulegen. Er deutet jedoch an, dass 



dies der Fall sei. Bezüglich des Eingriffs in die Dienstleistungsfreiheit scheint er seine 
Rechtsprechung gegenüber dem Laval-Fall auszuweiten und zu verschärfen: Nach 
seiner Ansicht greift bereits die Verpflichtung nach Tarif zu zahlen in die 
Dienstleistungsfreiheit ein, da hierdurch dem Unternehmen eine „zusätzliche 
wirtschaftliche Belastung“ auferlegt werde (Rn.37 des Urteils). Er stellt also nicht auf 
die bürokratische Hürde ab, erst herausfinden zu müssen, wie hoch der jeweilige Lohn 
sei. Dies war in der Laval-Entscheidung noch der springende Punkt (Rn.110 des Urteils 
Laval):„Kollektive Maßnahmen wie die im Ausgangsverfahren fraglichen können 
jedoch nicht im Hinblick auf das in Randnr. 102 des vorliegenden Urteils erwähnte im 
Allgemeininteresse liegende Ziel gerechtfertigt werden, wenn die Lohnverhandlungen, 
zu denen diese Maßnahmen ein in einem anderen Mitgliedstaat ansässiges 
Unternehmen bewegen sollen, sich in einen nationalen Kontext einfügen, für den 
kennzeichnend ist, dass Vorschriften jeder Art fehlen, die hinreichend genau und 
zugänglich wären, um in der Praxis die Feststellung seitens eines derartigen 
Unternehmens, welche Verpflichtungen es hinsichtlich des Mindestlohns beachten 
müsste, nicht unmöglich zu machen oder übermäßig zu erschweren (vgl. in diesem 
Sinne Urteil Arblade u. a., Randnr. 43).“ Im Ergebnis gibt der EuGH damit denjenigen 
Recht, die behaupten, der Wettbewerbsvorteil „billige Arbeitskraft“ sei durch die 
Grundfreiheiten geschützt! (Vergl.Rn 15).  
 
In der Rechtfertigung prüft der EuGH nicht den Rechtfertigungsgrund Verhinderung 
von Sozialdumping. Er lehnt die Rechtfertigungsgründe Schutz der Arbeitnehmer und 
der autonomen Ordnung des Arbeitslebens durch Koalitionen ab, weil die streitige 
Regelung nicht für die Privatwirtschaft gelte. Wenn die Arbeitnehmer in der 
Privatwirtschaft ohne die Regel auskommen könnten, seien sie bei öffentlichen 
Aufträgen nicht schutzwürdig. Die Begründung erschließt sich mir nicht. Soll immer 
der niedrigste Schutzstandard zu Grunde gelegt werden? (Rn 39 bis 41). Der 
Rechtfertigungsgrund des Schutzes der Sozialversicherungssysteme sei nur dann 
einschlägig, wenn eine erhebliche Gefährdung bestünde (Rn.42). Der Gerichtshof stellt 
nur fest, dass eine solche nicht aus den Akten hervorgehe. Dass die deutschen 
Sozialversicherungen jedoch zum allergrößten Teil aus den Arbeitseinkommen 
finanziert werden, diese also auf die Sicherung hoher Löhne angewiesen sind, findet 
der EuGH nicht erwähnenswert. Erkennbar wird auch ein Zirkelschluss des EuGH: RL 
96/71ist abschließend zu verstehen, weil sonst die Dienstleistungsfreiheit nicht zu 
ihrer praktischen Wirksamkeit kommt (Rn.33 Rüffert und Rn.80 Laval). Die 
Dienstleistungsfreiheit ist verletzt, weil die Rechtfertigung ihrer Einschränkung nur 
innerhalb der Grenzen der RL 96/71 möglich sind (Rn.108 Laval und nicht ganz so 
offensichtlich auch im Rüffert-Fall). 
 
Die Rüffert-Entscheidung hat wie schon zuvor Laval und Viking die Lohnunterschiede 
in der EU zum Gegenstand. Der EuGH geht über die Auslegung der Entsenderichtlinie 
hinaus und argumentiert mit der Dienstleistungsfreiheit. Dahinter steht die Frage: 
Kann der Schutz hoher Löhne eine Verletzung von Grundfreiheiten darstellen? Mit 
anderen Worten: Schützt bereits das Primärrecht den Wettbewerbsvorteil „billige 
Arbeitskraft“? In Rüffert stellt der EuGH erstmals nicht nur auf die bürokratischen 
Hemnisse, die Regeln zum Schutz hoher Löhne darstellen, ab, sondern auf die 
hierdurch anfallenden zusätzlichen Kosten selbst. Es geht um das Verhältnis 
Binnenmarkt zum europäischen Sozialmodell. Dabei muss aus sozialdemokratischer 
Sicht ganz deutlich gesagt werden: Sozialer Schutz und Binnenmarkt sind 
gleichwertige Ziele des Gemeinschaftsvertrags, sie stehen nicht im Widerspruch 
zueinander. Deshalb ist die Frage der Höhe der Löhne keine des Binnenmarktes. Es ist 
hinzunehmen, dass in unterschiedlichen Mitgliedstaaten unterschiedliche Löhne 
gezahlt werden. Allenfalls bürokratische Hemnisse, die Normen zum Schutz hoher 
Löhne mitbringen, können eine Verletzung von Grundfreiheiten darstellen, nicht aber 
die Verpflichtung zur Zahlung der im Aufnahmestaat üblichen Löhne an sich. 


